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5. Senat des Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen 

 

Dies alles ließ die unmittelbaren Kollegen vom 5. Senat desselben Landessozialgerichts Nordrhein-

Westfalen, Essen, völlig kalt. Nach dem Vorbild des BSG vom 04.03.2014 zum Umgang mit den recht-

lichen Argumenten aus Trier, Mainz und Speyer demonstrierten sie ebenfalls optimale Beherrschung 

der "Vogel-Strauß-Taktik". So ignoriert das Urteil des 5. LSG-Senates vom 21.08.2014, L 5 KR 79/13, 

auch den Fachaufsatz des Kollegen aus dem Nebenzimmer und die vier Entscheidungen des 16. Sena-

tes desselben Landessozialgerichts vom 17.07.2014 L 16 KR 160/13, L 16 KR 208/13, L 16 KR 429/13, L 

16 KR 146/14. Ein unglaubliches Beispiel des Umgangs mit stichhaltigen rechtlichen Argumenten! 

 

 

9. Senat des Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg 

 

Dem Landessozialgericht Berlin-Brandenburg, Potsdam, gelang es allerdings mit Urteil vom 

29.09.2014, L 9 KR 389/12, im derartigen Umgang mit dem Recht zumindest gleichzuziehen. Zweiein-

halb Monate nach den vier gegenteiligen Entscheidungen des 16. Senates des LSG NRW bzw. zwei 

Monate nach der einschlägigen Fachveröffentlichung hat anstelle des Senats allein der Berichterstat-

ter ohne mündliche Verhandlung durch Urteil abweisend über die Berufung entschieden. Auch wenn 

die Beteiligten ihr Einverständnis zu einer Entscheidung durch den Berichterstatter ohne mündliche 

Verhandlung erklärten, ist dafür weder eine Legitimation noch eine ausreichende Ermessensaus-

übung erkennbar. Insbesondere fehlt es an der erforderlichen Eindeutigkeit der Rechtslage als Vo-

raussetzung dafür, zwei üblicherweise am Urteil beteiligte Berufsrichter und zwei ehrenamtliche 

Richter auszuklinken und die Entscheidung der Selbstherrlichkeit eines Einzelnen vorzubehalten.  

 

Dieser Vorgang ist Beweis für Voreingenommenheit gegenüber der "BSG-Krankengeld-Falle und ihren 

Konstrukteuren" wie auch für ausgeprägte Resistenz gegen rechtliche Argumente, umgesetzt durch 

zustimmendes Abnicken des vorausgegangenen Sozialgerichtsurteils und unkritisches Beisteuern 

einer BSG-Fundstelle. Kein Wort dazu, dass es viereinhalb Monate nach dem BSG-Urteil vom 

04.03.2014 vier dezidiert begründete Urteile des 16. Senates des LSG NRW vom 17.07.2014 gibt, die 

der Auffassung des BSG ausdrücklich widersprechen und wonach die hier streitige Wochenend-

Bescheinigungs-Lücke dem weiteren Krankengeld-Anspruch nicht entgegen steht.  

 

Die Entscheidung setzt sich gleichzeitig über aktuelle BSG-Rechtsprechung vom 07.08.2014, B 13 R 

37/13 R, hinweg. Damit wurde vom BSG ein Urteil gerade des Landessozialgerichts Berlin-

Brandenburg aufgehoben und die Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung dorthin zu-

rückverwiesen. Kurzbegründung lt. Terminbericht Nr. 35/14 vom 07.08.2014: „Der Senat hat den 

Rechtsstreit an das LSG zurückverwiesen. Es liegt ein absoluter Revisionsgrund (§ 202 SGG iVm § 547 

Nr 1 ZPO) vor. Das LSG hat, wenn auch im Einverständnis der Beteiligten, in fehlerhafter Besetzung 

entschieden, nämlich durch den (sog konsentierten) Einzelrichter (§ 155 Abs 3 und 4 SGG). Dies ist 

jedoch nach der Rechtsprechung des BSG Verfahren ohne besondere Schwierigkeiten tatsächlicher 

oder rechtlicher Art vorbehalten. Hierzu gehört der vorliegende Fall nicht, der Rechtsfragen grund-

sätzlicher Bedeutung aufwirft.“ 

 

 

http://www.anhaltspunkte.de/zeitung/urteile/L_5_KR_79.13.htm
http://openjur.de/u/721271.html
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http://juris.bundessozialgericht.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bsg&Art=tm&Datum=2014&nr=13499
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Aber auch zuvor war längst klar, dass LSG-Senate durch Urteil grundsätzlich in der Besetzung mit 

einem Vorsitzenden, zwei weiteren Berufsrichtern und zwei ehrenamtlichen Richtern entscheiden 

und der Vorsitzende bzw. ein bestellter Berichterstatter nur ausnahmsweise anstelle des Senats ent-

scheiden kann. Dafür ist das Einverständnis der Beteiligten allein nicht ausreichend. Außerdem erfor-

derlich ist, dass der Vorsitzende bzw. Berichterstatter im Rahmen des Ermessens pflichtgemäß dar-

über befindet, ob er von der besonderen Verfahrensweise einer Entscheidung nur durch einen Be-

rufsrichter Gebrauch macht oder ob es aus sachlichen Gründen bei einer Entscheidung durch den 

gesamten Senat und unter Mitwirkung der ehrenamtlichen Richter verbleiben muss.  

 

Sachliche Gründe für den Alleingang des Berichterstatters sind hier nicht dargetan; auch sonst ist 

nichts dafür ersichtlich, dass der Berichterstatter allein entscheiden durfte ohne wichtige gesetzliche 

Vorschriften – auch zum verfassungsrechtlich garantierten „gesetzlichen Richter“ – zu verletzen. Da-

mit kann sich die Gefahr realisiert haben, dass die Justiz durch eine Manipulation der rechtsprechen-

den Organe sachfremden Einflüssen ausgesetzt war und durch die auf den Einzelfall bezogene Aus-

wahl des zur Entscheidung berufenen Richters das Ergebnis der Entscheidung beeinflusst wurde. 

 

Nach landläufiger Meinung kommt der Entscheidung eines Einzelnen geringere Richtigkeitsgewähr 

bei als der Entscheidung eines Kollegiums, auf das gerade bei Fragen von grundsätzlicher Bedeutung 

nicht verzichtet werden darf, z. B. bei der Frage, ob die Gerichte zum Krankengeld statt dem Gesetz 

weiterhin allgemein blind der langjährigen apodiktischen nach Wortlaut, historischer Entwicklung, 

Systematik und Zweck des Gesetzes nicht nachvollziehbaren Fiktionsrechtsprechung des 1. BSG-

Senates zum Krankengeld folgen und wie die rechtlichen Argumente aus Trier, Mainz, Speyer und 

Essen zu bewerten sind. 

 

Außerdem stellte sich im entschiedenen Fall die Frage nach dem Vorliegen eines „restriktiven Aus-

nahmetatbestands“ von der strikten Anwendung der BSG-Krankengeld-Falle weil – zunächst aus an-

deren Gründen – ohnehin kein Krankengeld gewährt wurde und einer „Verspätung“ der Arbeitsunfä-

higkeitsbescheinigung keinerlei Relevanz beikam. 

 

 

5. Kammer des Sozialgerichts Detmold 

 

Auch das Sozialgericht Detmold ist mit seinem Urteil vom 15.10.2014, S 5 KR 518/12,  unkritisch dem 

BSG gefolgt und hat die abweichenden Auffassungen aus Trier, Mainz und Speyer sowie die neueren 

Urteile des 16. Senates „seines eigenen“ Landessozialgerichts unberücksichtigt gelassen. Obwohl der 

16. Senat des Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen, Urheber der vier Urteile vom 17.07.2014, L 

16 KR 160/13, L 16 KR 208/13, L 16 KR 429/13, L 16 KR 146/14, hier Berufungsinstanz ist (L 16 KR 

765/14), ging das Sozialgericht darauf mit keinem Wort ein, sondern beschränkte sich auf die hier 

nicht nachvollziehbare Formulierung in anderem Zusammenhang:  „Allein auf das objektive Vorliegen 

von Arbeitsunfähigkeit bei Versicherten, die im laufenden Krankengeldbezug stehen, abzustellen (so 

Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 14.07.2014, L 16 KR 116/13, www.juris.de), 

widerspricht daher nach Auffassung der Kammer der Regelung des § 46 Satz 1 Nr 2 SGB V und lässt 

zudem Möglichkeiten des Missbrauchs zu.“  
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